BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 29. April 20153, [11' S 29/12 (PKH)

Kein Vertretungszwang fiir PKH-Antrag - Wiedereinsetzung in die versaumte Rechtsmittelfrist
BFH IIl. Senat

FGO 8§ 56 Abs 1, FGO & 62 Abs 4, FGO & 142 Abs 1, ZPO § 117 Abs 2S 1
Leitsatze

1. NV: PKH-Antrage unterliegen nicht dem vor dem BFH grundsatzlichen geltenden Vertretungszwang.

2. NV: Hat ein Beteiligter die fur die Einlegung eines Rechtsmittels geltende Frist versaumt, weil er wegen
Mittellosigkeit keinen Prozessbevollmadchtigten beauftragen kann, kann ihm Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
gewahrt werden. Er ist jedoch nur dann ohne Verschulden an der Fristwahrung gehindert, wenn er noch innerhalb der
Rechtsmittelfrist alle Voraussetzungen fir die Bewilligung von PKH schafft, insbesondere die Erklarung Uber seine
personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse einreicht.

3. NV: Die Unkenntnis dieser Grundsatze kann keine Wiedereinsetzung rechtfertigen, da es dem Beteiligten zuzumuten
ist, sich beim Prozessgericht Uber die formalen Erfordernisse der Stellung eines wirksamen PKH-Antrags zu erkundigen.

Grunde

1 1. Der Senat wertet die als Nichtzulassungsbeschwerde bezeichnete Eingabe des Klagers und Antragstellers
(Antragsteller) vom 19. Oktober 2012 als Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) fiir eine noch zu
erhebende Nichtzulassungsbeschwerde.

2 Dies gebietet der Grundsatz der rechtsschutzgewdhrenden Auslegung, weil eine Auslegung als
Nichtzulassungsbeschwerde zur Unzulassigkeit dieses --nicht von einem Prozessbevollmachtigten eingelegten--
Rechtsmittels und zur Kostenpflicht des Antragstellers fiihren wiirde (vgl. zu einer solchen Auslegung auch
Beschliisse des Bundesfinanzhofs --BFH--vom 28. September 2005 X S 15/05 (PKH), BFH/NV 2005, 2249; vom
25.Juli 2012 X S 14/12 (PKH), BFH/NV 2012, 1821).

3 2. Der solchermafden ausgelegte Antrag ist zulassig. Insbesondere konnte er durch den nicht postulationsfahigen
Antragsteller selbst auch ohne Mitwirkung eines Prozessbevollmachtigten wirksam gestellt werden. Denn fur PKH-
Antrage gilt der in § 62 Abs. 4 der Finanzgerichtsordnung (FGO) angeordnete Vertretungszwang nicht (BFH-
Beschluss vom 16. September 2010 XI S 18/10 (PKH), BFH/NV 2010, 2295).

4 3. Der PKH-Antrag ist allerdings nicht begriindet.

5 a) Gemaf: § 142 FGO i.V.m. & 114 der Zivilprozessordnung (ZPO) setzt die Bewilligung von PKH u.a. voraus, dass die
beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Daran fehlt es hier, weil die noch zu
erhebende Nichtzulassungsbeschwerde unzuldssig ware.

6  b) Die Unzulassigkeit folgt nicht schon daraus, dass die in & 116 Abs. 2 Satz 1 FGO angeordnete Monatsfrist fur die
wirksame Erhebung einer Nichtzulassungsbeschwerde versaumt worden ist. Denn einem Beteiligten, der wegen
Mittellosigkeit nicht in der Lage ist, ein dem Vertretungszwang unterliegendes Rechtsmittel wirksam zu erheben,
kann gemaf § 56 FGO Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewahrt werden.

7  c¢) Die Wiedereinsetzung setzt jedoch voraus, dass der Antragsteller noch innerhalb der Rechtsmittelfrist alles ihm
Zumutbare unternimmt, um das in seiner Mittellosigkeit liegende Hindernis fur die Fristwahrung zu beheben.
Insbesondere muss er innerhalb der Monatsfrist alle Voraussetzungen fir die Bewilligung der PKH schaffen. Hierzu
gehort es auch, dem PKH-Antrag die nach § 117 Abs. 2 Satz 1 ZPO erforderliche Erklarung tber die personlichen
und wirtschaftlichen Verhaltnisse sowie entsprechende Belege beizufiigen (vgl. BFH-Beschluss in BFH/NV 2005,
2249, unter 11.2.b).
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Vorliegend ist das finanzgerichtliche Urteil dem Antragsteller am 19. September 2012 zugestellt worden; die
Eingabe des Antragstellers ging am 19. Oktober 2012 beim BFH ein. Die Senatsgeschaftsstelle hat den Antragsteller
mit Schreiben vom 21. November 2012 auf die Anforderungen an einen zur Gewahrung von Wiedereinsetzung
fuhrenden PKH-Antrag, insbesondere auf das Erfordernis der fristgerechten Einreichung der Erklarung Uber die
personlichen und wirtschaftlichen Verhadltnisse, hingewiesen und dem Schreiben aufRerdem das Formular i.S. des

§ 117 Abs. 4 ZPO nebst Hinweisblatt beigefligt. Der Antragsteller hat hierauf erst mit Schriftsatz vom 17. April 2013
reagiert und den ausgefillten Vordruck Uber die persdnlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse vorgelegt. Griinde
fur die Fristversaumnis hat er nicht genannt.

Vor diesem Hintergrund erscheint es als ausgeschlossen, dass dem Antragsteller hinsichtlich der versaumten Frist
fur die Einlegung der Beschwerde Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewahrt werden konnte. Auch eine
etwaige Rechtsunkenntnis --zu der der Antragsteller im Ubrigen nichts vorgetragen hat-- wiirde ihn nicht
entschuldigen, da es ihm zuzumuten gewesen ware, sich beim Prozessgericht iber die formalen Erfordernisse zu
erkundigen, die fir die Stellung eines wirksamen und die Versaumung der Beschwerdefrist heilenden PKH-Antrags
gelten (vgl. BFH-Beschliisse vom 29. April 1997 VII S 6/97, BFH/NV 1997, 800, und in BFH/NV 2005, 2249, unter
11.2.b).

Da die noch zu erhebende Nichtzulassungsbeschwerde mangels eines Wiedereinsetzungsgrundes unzulassig ware,
kann fur dieses Rechtsmittel keine PKH gewahrt werden.

4. Die Entscheidung ergeht gebuhrenfrei.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201350281/

	Beschluss vom 29. April 2013, III S 29/12 (PKH)
	Leitsätze
	Gründe


